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Juristinnenbund begrüßt Einigung auf ein Gesetz über digitale Dienste (Digital Services Act) 

der EU  

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) begrüßt die Einigung auf ein europäisches Gesetz 

über digitale Dienste vom 23. April 2022. Der Digital Services Act (DSA) bringt eine europaweit 

einheitliche Regulierung von illegalen Inhalten, zu denen insbesondere Hassrede und Hetze 

sowie rechtswidrige diskriminierende Inhalte im Netz zählen, mit entsprechendem politi-

schem Gewicht. „Damit nutzt die EU ihre Stärke, den großen Tech-Playern vereint entgegen-

zutreten," so die Präsidentin des djb Professorin Dr. Maria Wersig, „Frauen sind von Hasskri-

minalität im Netz in besonders großem Ausmaß betroffen und werden gehindert, ihr Grund-

recht auf freie Meinungsäußerung auszuüben." 

Mit dem DSA setzt die EU auf mehr Transparenz bei Löschungen und Algorithmen der Platt-

formen. Das ist jedenfalls ein wichtiger Schritt. Es ist unverzichtbar, in einer digitalisierten Ge-

sellschaft hier mehr Wissen und Forschungsmöglichkeiten zu generieren. 

Der djb hatte bereits 2017 begrüßt, dass der deutsche Gesetzgeber mit dem Netzwerkdurch-

setzungsgesetz (NetzDG) dem Phänomen der maßlosen Hassrede auf sozialen Netzwerken 

entschieden entgegengetreten war. Den Evaluierungs- und Reformierungsprozess des NetzDG 

hat der djb seitdem kritisch begleitet. Der Regulierungsansatz des NetzDG zielt allein auf eine 

schnelle, den digitalen Verbreitungsmechanismen angepasste Rechtsdurchsetzung gegen 

Hasskriminalität. Die Vereinbarkeit des NetzDG mit EU-Recht stand dabei immer in Frage. Die-

ser deutsche Sonderweg hat als Anstoß-Regulierung funktioniert. Löschung und Sperrung al-

lein reichen jedoch nicht aus. Nicht aus dem Auge verloren werden darf, dass es Betroffenen 

von digitaler Gewalt immer auch darum geht, dass das gewaltvolle Verhalten sanktioniert 

wird.  

 „Ob der Regulierungsansatz der EU die Rechtsdurchsetzung für Betroffene von Hasskrimina-

lität erschwert, wird sich zeigen.“, so Wersig weiter. „Es ist denkbar, dass noch weitreichen-

dere Regulierungsansätze aktiviert werden müssen, um den virtuellen Kommunikationsraum 

gegen digitale Gewalt nachhaltig zu schützen.“ 

Der djb verweist dazu auf seine Ausführungen im Papier „Mit Recht gegen Hate Speech – Be-

kämpfung digitaler Gewalt gegen Frauen". 
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